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Bekanntmachungen 

 Bekanntmachung 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG); 

Antrag der Wassergewinnung Vierseenland gKU 
auf Bewilligung zur Grundwasserentnahme aus 
den Brunnen I, II, III, VII und VIII Unterbrunner 
Holz auf Fl.-Nr. 788, Gemarkung Unterbrunn, 
Gemeinde Gauting, sowie gleichzeitige Neuaus-
weisung des Wasserschutzgebietes 
„Unterbrunner Holz“ in den Gemarkungen Unter-
brunn und Oberbrunn (Gemeinde Gauting), Ober-
pfaffenhofen und Hochstadt (Gemeinde Weßling) 
sowie Frohnloh (Gemeinde Krailling) zur öffentli-
chen Trinkwasserversorgung 

Die Wassergewinnung Vierseenland gKU ver-
sorgt die Gemeinden Andechs, Herrsching, Pö-
cking, Seefeld, Weßling, Wörthsee und die Stadt 
Starnberg mit Trinkwasser. Hierzu nutzt die Was-
sergewinnung Vierseenland gKU unter anderem 
das Grundwasser aus den Brunnen im Gewin-
nungsgebiet „Unterbrunner Holz“. 

Momentan werden auf dem Grundstück Fl.-Nr. 
788, Gemarkung Unterbrunn, Gemeinde Gauting, 
drei Brunnen I, II und III Unterbrunner Holz betrie-
ben. Zur dauerhaften Sicherstellung der Trink-
wasserversorgung sollen auf dem gleichen 
Grundstück zwei weitere Brunnen VII und VIII 
Unterbrunner Holz errichtet werden. 

Unter Vorlage der erforderlichen Antragsunterla-
gen hat die Wassergewinnung Vierseenland gKU 
beim Landratsamt Starnberg die Bewilligung 
nach §§ 10 i.V.m. 14 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) für die Entnahme folgender Mengen 
Grundwasser aus den Brunnen I, II, III, VII und 
VIII Unterbrunner Holz beantragt: 

Brunnen I Unterbrunner Holz:  
 maximale jährliche Ableitungsmenge 
 500.000 m³ 

Brunnen II Unterbrunner Holz:  
 maximale jährliche Ableitungsmenge  
500.000 m³ 

Brunnen III Unterbrunner Holz:  
 maximale jährliche Ableitungsmenge  
500.000 m³ 

Brunnen VII Unterbrunner Holz:  

 maximale jährliche Ableitungsmenge  
500.000 m³ 

Brunnen VIII Unterbrunner Holz:  
 maximale jährliche Ableitungsmenge  
500.000 m³ 

Brunnen I, II, III, VII und VIII Unterbrunner Holz:
 größte tägliche Ableitungsmenge
 14.000 m³ 

     
 maximale jährliche Ableitungsmenge 
 2.500.000 m³ 

Die Brunnen I bis III sind entsprechend der aner-
kannten Regeln der Technik ausgebaut. Sowohl 
bakteriologisch als auch chemisch-physikalisch 
entspricht das Wasser den Anforderungen der 
Trinkwasserverordnung (TrinkwV). 

Im Zuge des Leistungspumpversuches am Brun-
nen I nach seiner Erstellung wurde bei einer Ent-
nahme von 40 l/s der Grundwasserspiegel um 
2,94 m abgesenkt. Die Leistungsfähigkeit der 
Brunnen II und III liegt in einem ähnlichen Be-
reich. 

Für das Vorhaben wurde anhand einer allgemei-
nen Vorprüfung des Einzelfalls (gemäß § 7 Abs. 
1 i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 UVPG) festgestellt, 
dass keine Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht, da die bean-
tragte Grundwasserentnahme keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen erwarten lässt. 
Maßgebend hierfür ist, dass am Standort des 
Vorhabens keine bzw. keine wesentlichen Beein-
trächtigungen von Schutzgütern (insbesondere 
FFH-Gebiete, Biotope, Landschaftsschutzgebie-
te, Bannwald, Bodendenkmäler) zu erwarten sind 
und dass der gute Zustand des Grundwasservor-
kommens erhalten bleibt. Im Übrigen werden re-
levante Eingriffe in Wald, Natur und Landschaft 
ausgeglichen. Nach § 5 Absatz 2 UVPG wird die-
ses Ergebnis hiermit bekannt gemacht. Die Fest-
stellung über das Unterbleiben einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung ist nicht selbständig anfecht-
bar. 

Gleichzeitig hat die Wassergewinnung Vierseen-
land gKU beim Landratsamt Starnberg die Neu-
festsetzung des bestehenden Wasserschutzge-
bietes „Unterbrunner Holz“ zum Schutz des 
Grundwasservorkommens aus den vorbezeich-



Amtsblatt 06/2019- Seite 3  

 

neten Brunnen angeregt. 

Das in dem angefügten Lageplan Maßstab = 1 : 
20.000 dargestellte Wasserschutzgebiet liegt in 
den Gemarkungen Unterbrunn und Oberbrunn 
(Gemeinde Gauting), Oberpfaffenhofen und 
Hochstadt (Gemeinde Weßling) sowie Frohnloh 
(Gemeinde Krailling). Das Wasserschutzgebiet 
gliedert sich in fünf Fassungsbereiche Zone W I, 
in eine engere Schutzzone W II, in eine weitere 
Schutzzone W III A und in eine weitere Schutz-
zone W III B. 

Das zum jetzigen Zeitpunkt gültige Wasser-
schutzgebiet „Unterbrunner Holz“, festgesetzt mit 
Verordnung des Landratsamtes Starnberg vom 
28.07.1978, wird auf Grundlage einer Einzugs-
gebietsermittlung entsprechend den vorgelegten 
Unterlagen an die derzeit gültigen Regeln der 
Technik angepasst. 

Bei dem Bewilligungsverfahren zur Grundwas-
serentnahme und dem Verfahren zum Erlass der 
Wasserschutzgebietsverordnung handelt es sich 
um zwei Verfahrensgegenstände. Für die beiden 
Vorhaben wird das jeweils erforderliche förmli-
che Verwaltungsverfahren im vorliegenden Fall 
zusammen durchgeführt. 

Die Antrags- und Planunterlagen, aus denen 
sich Art und Umfang der beiden Vorhaben erge-
ben, sowie der Entwurf der Wasserschutzge-
bietsverordnung einschließlich Lageplan über 
den Schutzgebietsumgriff liegen in der Zeit vom 

18.02.2019 bis einschließlich 18.03.2019 

im Rathaus der Gemeinde Gauting, Bahnhofstra-
ße 7, 82131 Gauting, 2. OG, Zimmer-Nr. 201 

im Rathaus der Gemeinde Krailling, Rudolf-von-
Hirsch-Straße 1, 82152 Krailling, OG, Zimmer-
Nr. 04 und 

im Rathaus der Gemeinde Weßling, Gautinger 
Straße 17, 82234 Weßling, EG, Zimmer-Nr. 6 

während der üblichen Dienststunden zur öffentli-
chen Einsichtnahme aus. 

Jeder, dessen Belange durch die Vorhaben be-
rührt werden, kann bis zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist, das heißt bis einschließlich 
01.04.2019, schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift bei den Auslegungsstellen oder beim 
Landratsamt Starnberg, Schloßbergstraße 1, 

82319 Starnberg, 2.OG, Zimmer Nr. 208, Ein-
wendungen erheben. Die Einwendung muss den 
betroffenen Belang und das Maß der Beeinträch-
tigung erkennen lassen. Vereinigungen nach Art. 
73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG können zu den Vor-
haben innerhalb vorgenannter Frist Stellungnah-
men abgeben. Mit Ablauf der Einwendungsfrist 
sind alle Einwendungen bzw. Stellungnahmen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. 

Es kann ohne mündliche Verhandlung entschie-
den werden, wenn alle Beteiligten darauf ver-
zichten. Wird doch eine mündliche Verhandlung 
(Erörterungstermin) erforderlich, so kann bei 
Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn ver-
handelt werden. Verspätete Einwendungen oder 
Stellungnahmen können bei der Erörterung und 
Entscheidung unberücksichtigt bleiben. 

Die Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben oder die Vereinigungen, die Stellungnahmen 
abgegeben haben, können vom Erörterungster-
min durch öffentliche Bekanntmachung benach-
richtigt werden und die Zustellung der Entschei-
dung über Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzu-
nehmen sind. 

Die durch Einsichtnahme in die Antragsunterla-
gen, durch Erhebung von Einwendungen oder 
Stellungnahmen und durch Teilnahme am Erör-
terungstermin entstehenden Aufwendungen kön-
nen nicht erstattet werden. 

Starnberg, den 02.01.2019 
Landratsamt Starnberg 
 
Karl Roth 
Landrat 
 

Anlagen: 

1 Entwurf der Wasserschutzgebietsverordnung 

1 Lageplan (Schutzgebietskarte) im Maßstab = 
1 : 20.000 

Gauting, den 7.02.2019 

Gemeinde Gauting 

Dr. Brigitte Kössinger 
Erste Bürgermeisterin 

 Bekanntmachungen    
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Bekanntmachungen 

 (2) Im Fassungsbereich (Schutzzone W I) 
sind sämtliche unter den Nrn. 1 bis 6 aufgeführte 
Handlungen verboten. Das Betreten ist nur zuläs-
sig für Handlungen im Rahmen der Was-
sergewinnung und -ab¬leitung durch Befugte des 
Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, die 
durch diese Verordnung geschützt ist, oder der 
von ihm Beauftragten. 

(3) Die Verbote und Beschränkungen der 
Absätze 1 und 2 gelten hinsichtlich der Nrn. 1.4, 
3.7 und 5.1 nicht für Handlungen im Rahmen der 
Wassergewinnung und -ableitung des Trägers 
der öffentlichen Wasserversorgung, die durch 
diese Verordnung geschützt ist, oder der von ihm 
Beauftragten. 

§ 4 Befreiungen 

(1) Das Landratsamt Starnberg kann von 
den Verboten, Beschränkungen, Duldungs- und 
Handlungspflichten des § 3 eine Befreiung ertei-
len, wenn 

1. der Schutzzweck nicht gefährdet wird 
oder 

2. überwiegende Gründe des Wohls der 
Allgemeinheit dies erfordern. 

(2) Das Landratsamt Starnberg hat eine Be-
freiung zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung 
un-zumutbarer Beschränkungen des Eigentums 
erforderlich ist und hierdurch der Schutzzweck 
nicht gefährdet wird. 

(3) Die Befreiung nach Absatz 1 ist widerruf-
lich; sie kann mit Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen verbunden werden und bedarf der Schrift-
form. 

(4) Im Falle des Widerrufs kann das Landrat-
samt vom Grundstückseigentümer verlangen, 
dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, 
sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbeson-
dere der Schutz der Wasserversorgung erfordert. 

§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender 
Einrichtungen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtig-
ten von Grundstücken innerhalb des Schutzge-
biets haben die Beseitigung oder Änderung von 
Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, 
Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter die 

Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Land-
ratsamtes Starnberg zu dulden, sofern sie nicht 
schon nach anderen Vorschriften verpflichtet 
sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu än-
dern. 

(2) Für Maßnahmen nach Abs. 1 ist nach § 
52 Abs. 4 i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und Art. 57 
BayWG Entschädigung zu leisten. 

§ 6 Kennzeichnung des Schutzgebietes 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Grundstücken innerhalb des Schutzgebietes ha-
ben zu dulden, dass die Grenzen des Fassungs-
bereiches und der Schutzzonen durch Auf-stellen 
oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich 
gemacht werden. 

§ 7 Kontrollmaßnahmen 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtig-
ten von Grundstücken innerhalb des Schutzge-
bietes haben Probenahmen von im Schutzgebiet 
zum Einsatz bestimmten Düngemitteln und Pflan-
zenschutzmitteln durch Beauftragte des Landrat-
samtes Starnberg zur Kontrolle der Einhaltung 
der Vorschriften dieser Verordnung zu dulden. 

(2) Sie haben ferner die Entnahme von Bo-
den-, Vegetations- und Wasserproben und die 
hierzu notwendigen Verrichtungen auf den 
Grundstücken im Wasserschutzgebiet durch Be-
auftragte des Landratsamtes Starnberg und der 
Stadt Germering zu dulden. 

(3) Sie haben ferner das Betreten der 
Grundstücke durch Bedienstete des Trägers der 
öffentlichen Wasserversorgung, die durch diese 
Verordnung geschützt ist, oder der von ihm Be-
auftragten, zur Wahrnehmung der Eigenüberwa-
chungspflichten gemäß § 3 der Verordnung zur 
Eigenüberwachung von Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlagen (Eigenüberwachungs-
verordnung – EÜV) bzw. den entsprechenden 
Regelungen in der zu erwartenden Bundes-
verordnung in der jeweils geltenden Fassung zu 
gestatten, die hierzu erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und technische Ermittlungen und Prüfun-
gen zu ermöglichen. 

§ 8 Entschädigung und Ausgleich 

(1) Soweit diese Verordnung oder eine auf 
Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung 
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das Eigentum unzumutbar beschränkt und diese 
Beschränkung nicht durch eine Befreiung nach § 
4 oder andere Maßnahmen vermieden oder aus-
geglichen werden kann, ist nach § 52 Abs. 4 
i.V.m. §§ 96 bis 98 WHG und Art. 57 BayWG 
Entschädigung zu leisten. 

(2) Soweit diese Verordnung oder eine auf 
Grund dieser Verordnung ergehende Anordnung 
erhöhte Anforderungen festsetzt, die die ord-
nungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 
Nutzung eines Grundstückes einschränken oder 
Mehraufwendungen für den Bau und Betrieb 
land- oder forstwirtschaftlicher Betriebsanlagen 
zur Folge haben, ist für die dadurch verursach-
ten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener 
Ausgleich nach Art. 32 i.V.m. Art. 57 BayWG zu 
leisten, soweit nicht eine Entschädigungspflicht 
nach § 52 Abs. 4 WHG besteht. 

§ 9 Anlagen 

Die Anlage 1 „Lageplan vom TT.MM.JJJJ im 
Maßstab = 1 : 20.000“ sowie die Anlage 2 
„Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 2, 3, 4, 5 und 6 
des Verbotskatalogs“ werden zum Bestandteil 
dieser Verordnung erklärt. 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 103 Abs. 1 Nr. 7a Buchst. a und Abs. 2 
WHG, Art. 74 Abs. 2 Nr. 1 BayWG kann mit 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro belegt wer-
den, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einem Verbot nach § 3 Abs. 1 und Abs. 
2 zuwiderhandelt, 

2. eine nach § 4 ausnahmsweise zugelas-
sene Handlung vornimmt, ohne die mit der Befrei
-ung verbundenen Bedingungen oder Auflagen 
zu befolgen, 

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach 
den §§ 5 und 7 nicht duldet. 

§ 11 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Starnberg Nr. XX vom TT.MM.JJJJ, d.h. am 
TT.MM.JJJJ, in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver- 
ordnung des Landratsamtes Starnberg über das 
Wasserschutzgebiet für die öffentlichen Wasser-
versorgungsanlagen des Ortes Argelsried und 
des Zweckverbandes Großräumige Wasserver-

sorgung Landkreis Starnberg vom 28.07.1978 
(veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis 
Starnberg Nr. 56 vom 29.08.1978), zuletzt geän-
dert mit Verordnung des Landratsamtes Starn-
berg vom 13.07.1999 (veröffentlicht im Amtsblatt 
für den Landkreis Starnberg Nr. 28 vom 
15.07.1999) außer Kraft. 
Starnberg, den TT.MM.JJJJ 
LANDRATSAMT STARNBERG 
 

Karl Roth 
Landrat 
 

Anhang: 

Anlage 1 Lageplan vom TT.MM.JJJJ im 
Maßstab = 1 : 20.000 

Anlage 2 Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 2, 
3, 4, 5 und 6 des Verbotskatalogs 

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2) 

Es ist jeweils die aktuelle Fassung der Verord-
nung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (Anlagenverordnung – 
AwSV) und der „Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Wasserhaushaltsgesetz über Einstu-
fung wassergefährdender Stoffe in Wasserge-
fährdungsklassen (Verwaltungsvorschrift was-
sergefährdende Stoffe – VwVwS)“ zu beachten. 

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen (zu Nr. 2.2) 

Im Fassungsbereich und in der engeren Schutz-
zone sind Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen nicht zulässig. 

In den weiteren Schutzzonen (W III A und W III 
B) sind nur zulässig: 

� oberirdische Anlagen der Gefährdungs-
stufen A bis C, die in einem Auffangraum aufge-
stellt sind, sofern sie nicht doppelwandig ausge-
führt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüs-
tet sind; der Auffangraum muss das maximal in 
den Anlagen vorhandene Volumen wasserge-
fährdender Stoffe aufnehmen können, 

� unterirdische Anlagen der Gefährdungs-
stufen A und B, die doppelwandig ausgeführt 
und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet 
sind. 

 Bekanntmachungen    
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Bekanntmachungen 

 Die Anforderungen im Einzelnen und die Prüf-
pflichten richten sich nach der AwSV. 

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle, z.B. im Zu-
sammenhang mit Kompostieranlagen oder Wert-
stoffhöfen, fallen. An die Bereitstellung von Haus-
müll aus privaten Haushalten zur regelmäßigen 
Abholung (z.B. Mülltonnen) werden keine beson-
deren Anforderungen gestellt. 

3. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen au-
ßerhalb von Anlagen (zu Nr. 2.3) 

Von der Nr. 2.3 sind nicht berührt: 

– Düngung, Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln, etc., nach den Maßgaben der Nrn. 
4.12, 4.13, 6.1, 6.2, 6.5 und 6.6, 

– Straßensalzung im Rahmen des Winter-
dienstes, 

– das Mitführen und Verwenden von Be-
triebsstoffen für Fahrzeuge und Maschinen, 

– Kleinmengen für den privaten Hausge-
brauch, 

– Kompostierung im eigenen Garten. 

Entsprechend der AwSV werden an Abfüllplätze 
von Heizölverbraucheranlagen über die betrieb-
lichen Anforderungen hinaus keine Anforderun-
gen gestellt. 

4. Anlagen zur Versickerung von häuslichem und 
kommunalem Abwasser (zu Nr. 3.5) 

Das Abwasser ist vor der Versickerung nach 
strengeren als den Mindestanforderungen gemäß 
Abwasserverordnung (AbwV) in der jeweils gel-
tenden Fassung zu reinigen. Die Anforderungen 
richten sich dabei nach den einschlägigen Merk-
blättern des Bayerischen Landesamtes für Um-
welt (LfU). 

5. Sonderflughafen Oberpfaffenhofen (zu Nr. 4.9) 

Ein Teil des Sonderflughafens Oberpfaffenhofen 
befindet sich im Geltungsbereich dieser Was-
serschutzgebietsverordnung, innerhalb der weite-
ren Schutzzone W III A. 

Das Luftamt Südbayern an der Regierung von 
Oberbayern erließ mit Bescheid vom 26.01.1971, 
Az. 8441 b-V/IIId-41 681, die Genehmigung ge-
mäß § 6 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) für Anle-
gung und Betrieb des Sonderflughafens Ober-

pfaffenhofen, die zuletzt mit Bescheid vom 
23.07.2008, Az. 25-30-3736-OPH-1, geändert 
wurde. Die Änderungsgenehmigung vom 
23.07.2008 bezieht sich auf eine flugbetriebliche 
Erweiterung, nicht auf eine Änderung der Flug-
hafenanlage. Sie lässt u.a. den qualifizierten Ge-
schäftsreiseflugverkehr mit jährlich maximal 
9.725 Flugbewegungen zu (Teil A Abschnitt VI 
Nr. 6). 

Die Rechtmäßigkeit des Änderungsbescheides 
wurde zuletzt mit Beschlüssen des Bundesver-
waltungsgerichtes in Leipzig vom 05.08.2013, Az. 
4 B 61.12 und 4 B 62.12, bestätigt. 

Mit Planfeststellungsbeschluss des Luftamtes 
Südbayern vom 13.04.2004, Az. 315.30-3736-
OPH-P, wurde im Wesentlichen die Neuordnung 
des Flughafengeländes (insbesondere die Ver-
lagerung und Konzentration von Hochbauflächen, 
die Neuordnung der Flugbetriebsflächen und die 
Verkleinerung des Flughafengeländes) gestattet. 
Mit Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 17.12.2007 wurde dieser Planfest-
stellungsbeschluss bestandskräftig. 

Die bauliche Errichtung und Erweiterung eines 
Flughafens ist gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4.9 dieser 
Verordnung verboten. Von diesem Verbot ausge-
nommen sind Änderungen, die bereits mit Plan-
feststellungsbeschluss vom 13.04.2004 geneh-
migt wurden. 

Zukünftige, über den Planfeststellungsbeschluss 
vom 13.04.2004 hinausgehende sowie über die 
luftrechtliche Genehmigung vom 23.07.2008 hin-
ausgehende Änderungen oder Erweiterungen 
wären hingegen wiederum jeweils in einem förm-
lichen Verfahren vom Luftamt Südbayern unter 
Berücksichtigung der wasserwirtschaftlichen Be-
lange und der vorhandenen Wasserschutzge-
bietsverordnung zu prüfen. 

6. Technische Anforderungen an Stallungen (zu 
Nr. 5.3) 

Einwandige JGS-Lageranlagen sowie Gülle- und 
Jauchekanäle sind mit einem Leckageerken-
nungssystem auszuführen (Anlage 7 Nr. 8.1 
AwSV). 

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf de-
nen Kot und Harn anfallen, sind gemäß AwSV 
flüssigkeitsundurchlässig (Beton mit hohem Was-
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sereindringwiderstand) auszuführen und jährlich 
durch Sichtprüfung auf Undichtigkeiten zu kon-
trollieren. 

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-
betrieblich abtrennbare Abschnitte zu gliedern, 
die einzeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit 
reparierbar sind. 

Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie 
die Zuleitungen sind baulich so zu gliedern, dass 
eine Reparatur jederzeit möglich ist. Dies kann 
durch einen zweiten Lagerbehälter oder eine 
ausreichende Speicherkapazität der Güllekanäle 
gewährleistet werden. Hinsichtlich der Dicht-
heitsprüfungen wird auf die Anlage 7 der AwSV 
hingewiesen. 

Die einschlägigen Regeln der Technik, insbeson-
dere DIN 1045, sind zu beachten. 

Der Beginn der Bauarbeiten ist 14 Tage vorher 
beim Landratsamt Starnberg, Fachbereich 41, 
und bei der Wassergewinnung Vierseenland 
gKU (Trinkwasserversorger) anzuzeigen. 

 

7. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtier-
haltung (zu Nr. 6.7) 

Eine dauerhafte flächige Verletzung der Gras-
narbe liegt dann vor, wenn das wie bei her-
kömmlicher Rinderweide unvermeidbare Maß 
(linienförmige oder punktuelle Verletzungen im 
Bereich von Treibwegen, Viehtränken, etc.) 
überschritten wird. 

 

8. Besondere Nutzungen sind folgende landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftliche und gärtnerische 
Nutzungen (zu Nr. 6.13) 

– Obstanbau, ausgenommen Streuobst 

– Tabakanbau 

– Gemüseanbau, ausgenommen Feldge-
müse 

– Zierpflanzenanbau 

– Baumschulen und forstliche Pflanzgär-
ten 

Feldgemüse ist Gemüse, das im Rahmen einer 
landwirtschaftlichen Fruchtfolge angebaut wird. 

In der Zone W III A ist die Anlage und die Erwei-
terung von besonderen Nutzungen verboten, 
außer: 

– in Gewächshäusern mit geschlossenem 
Entwässerungssystem und 

– auf landwirtschaftlichen Flächen, wenn 
der Anbau nach den Richtlinien ökologischer An-
bauverbände erfolgt. 

Das Verbot bezieht sich weiter nur auf die Neu-
anlage derartiger Nutzungen, nicht auf die Verle-
gung im Rahmen des ertragsbedingt erforderli-
chen Flächenwechsels bei gleichbleibender Grö-
ße der Anbaufläche. 

 

9. Rodung, Kahlschlag und in der Wirkung 
gleichkommende Maßnahmen (zu Nr. 6.14) 

Ein Kahlschlag liegt vor, wenn auf einer Waldflä-
che alle aufstockenden Bäume in einem oder in 
wenigen kurz aufeinander folgenden Eingriffen 
entnommen werden, ohne dass bereits eine aus-
reichende übernehmbare Verjüngung vorhanden 
ist und daher durch die Hiebsmaßnahme auf der 
Fläche Freilandbedingungen (Klima) entstehen. 

Eine dem Kahlschlag gleichkommende Maßnah-
me ist eine Lichthauung, bei der nur noch ver-
einzelt Bäume stehen bleiben und dadurch auf 
der Fläche ebenfalls Freiflächenbedingungen 
entstehen. 

Ein Kahlschlag kann auch entstehen, wenn zwei 
oder mehrere benachbarte Waldbesitzer Hiebe 
durchführen, die in der Summe zu den o.g. Frei-
flächenbedingungen führen. Dagegen sind Hieb-
maßnahmen eines oder mehrerer Waldbesitzer 
auf räumlich getrennten Teilflächen zulässig, 
wenn sie die Flächenobergrenzen dieser Verord-
nung lediglich in der Summe überschreiten. 

Unter Kalamitäten sind Schäden durch Wind-
wurf, Schneebruch oder durch Schädlingsbefall 
zu verstehen, deren Beseitigung nur durch die 
Entnahme aller geschädigten Bäume und daher 
u.U. nur durch Kahlschlag möglich ist. 

 Bekanntmachungen    
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Bekanntmachung 

Gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 22. Januar 
2019 

erlässt die Gemeinde Gauting aufgrund der Art. 
23 Satz 1 und 20a Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796; BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geän-
dert durch § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 15. Mai 
2018 (GVBl. S. 260) sowie gemäß § 10  Europa-
wahlordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Mai 1994 (BGBl. I S. 957), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 16. 
Mai 2018 (BGBl. I S. 570), § 10 Bundeswahlord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert 
durch 

Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Juni 2017 (BGBl. I 
S. 1570) und § 9 Landeswahlordnung (LWO) 
vom 16. Februar 2003 (GVBl. S. 62, BayRS 111-
1-1-I), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
23. Februar 2018 (GVBl. S. 74) folgende  

 

3. Änderungssatzung zur Satzung zur Rege-
lung von Fragen des örtlichen Gemeindever-
fassungsrechtes und über die Entschädigung 
der ehrenamtlich tätigen Gemeindebürger 

ausgefertigt am 01. Februar 2019. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Satzung 
entsprechend der Geschäftsordnung des Ge-
meinderates durch Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Gemeinde am 07.02.2019 amtlich bekannt 
gemacht wird. Die Satzung tritt eine Woche nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Zusätzlich wird die Satzung am 07.02.2019 in 
der Verwaltung zur Einsichtnahme niedergelegt.  

Eine Veröffentlichung auf der Internetseite der 
Gemeinde erfolgt nach Inkrafttreten der Satzung.
  

Gemeinde Gauting, 07.Februar 2019  
    

Dr. Brigitte Kössinger 
Erste Bürgermeisterin 
 

3. Änderungssatzung zur Satzung zur Rege-
lung von Fragen des örtlichen Gemeindever-
fassungsrechtes und über die Entschädigung 
der ehrenamtlich tätigen Gemeindebürger 
vom 22. Januar 2019 

Die Gemeinde Gauting erlässt aufgrund der Art. 
23 Satz 1 und 20a Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796; BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geän-
dert durch § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 15. Mai 
2018 (GVBl. S. 260) sowie gemäß § 10  Europa-
wahlordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Mai 1994 (BGBl. I S. 957), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 16. 
Mai 2018 (BGBl. I S. 570), § 10 Bundeswahlord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert 
durch 

Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Juni 2017 (BGBl. I 
S. 1570) und § 9 Landeswahlordnung (LWO) 
vom 16. Februar 2003 (GVBl. S. 62, BayRS 111-
1-1-I), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
23. Februar 2018 (GVBl. S. 74) folgende Ände-
rungssatzung zur Satzung zur Regelung von 
Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrech-
tes und über die Entschädigung der ehrenamt-
lich tätigen Gemeindebürger: 

  § 1 

§ 2 Abs. 1 Ziffer 4 wird wie folgt geändert:  

 

„den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend 
aus dem Vorsitzenden und 6 ehrenamtlichen 
Mitgliedern des Gemeinderates.“ 

 

  § 2 

Die Änderung dieser Satzung tritt eine Woche 
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

Ausgefertigt: 

Gauting, den 01.02.2019 

 
Dr. Brigitte Kössinger  
Erste Bürgermeisterin 
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 Bekanntmachung 

Gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 22. Januar 
2019 

erlässt die Gemeinde Gauting aufgrund der der 
Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie 

Abs. 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) folgende 

 

Satzung über die Benutzung des Friedhofs 
und der Bestattungseinrichtungen 
(Friedhofssatzung – FS)  

ausgefertigt am 05. Februar 2019. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Satzung 
entsprechend der Geschäftsordnung des Ge-
meinderates durch Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Gemeinde am 07.02.2019 amtlich bekannt 
gemacht wird. Die Satzung tritt eine Woche nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Zusätzlich wird die Satzung am 07.02.2019 in der 
Verwaltung zur Einsichtnahme niedergelegt.  

Eine Veröffentlichung auf der Internetseite der 
Gemeinde erfolgt nach Inkrafttreten der Satzung. 

 

Gemeinde Gauting, 07.Februar 2019 

       

Dr. Brigitte Kössinger 
Erste Bürgermeisterin 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Satzung über die Benutzung des Friedhofs 
und der Bestattungseinrichtungen 
(Friedhofssatzung – FS) 

vom 05. Februar 2019 

Die Gemeinde Gauting erlässt aufgrund der Art. 
23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie 

 Abs. 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) folgende Satzung über die Benut-
zung des Friedhofs und der Bestattungseinrich-
tungen (Friedhofssatzung – FS) 

 

Inhalt: 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 3 

§ 2 Friedhofszweck 3 

§ 3 Bestattungsanspruch 3 

§ 4 Friedhofsverwaltung 4   

§ 5 Schließung und Entwidmung4 

II. Ordnungsvorschriften 

§ 6 Öffnungszeiten 5 

§ 7 Verhalten im Friedhof 5 

§ 8 Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof
 6 

III. Grabstätten und Grabmale 

§ 9 Grabstätten 6 

§ 10 Grabarten 7 

§ 11 Aschenreste und Urnenbeisetzungen
 7 

§ 12 Größe der Grabstätten 8 

§ 13 Rechte an Grabstätten 8 

§ 14 Übertragung von Nutzungsrechten 9 

§ 15 Pflege und Instandhaltung der Gräber
 10 

§ 16 Gärtnerische Gestaltung der Gräber
 10 

§ 17 Erlaubnisvorbehalt für Grabmale und bauli-
che Anlagen 11 

§ 18 Verbot von Grabsteinen aus ausbeuteri-
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scher Kinderarbeit 12 

§ 19 Größe von Grabmalen und Einfriedungen
 12 

§ 20 Grabgestaltung 12 

§ 21 Gründung, Erhaltung und Entfernung von 
Grabmalen 12 

 

IV. Bestattungsvorschriften 

§ 22 Leichenhaus 13 

§ 23 Leichenhausbenutzungszwang 14 

§ 24 Leichentransport 14 

§ 25 Leichenbesorgung 14 

§ 26 Friedhofs- und Bestattungspersonal
 15 

§ 27 Bestattung 15 

§ 28 Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt
 15 

§ 29 Ruhefrist 15 

§ 30 Exhumierung und Umbettung 16 

V. Schlussbestimmungen 

§ 31 Ersatzvornahme 16 

§ 32 Haftungsausschluss 16 

§ 33 Zuwiderhandlungen 17 

§ 34 Inkrafttreten 17 

 

I. Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

Die Gemeinde errichtet und unterhält die folgen-
den Einrichtungen für das Bestattungswesen als 
öffentliche Einrichtungen: 

a) den Waldfriedhof Gauting, an der Plane-
gger Straße, Fl.Nr.: 1844/0, Gemarkung Gauting 

b) das Leichenhaus sowie die Leichenhäu-
ser bei den kirchlichen Friedhöfen in Buchendorf, 
Oberbrunn und Unterbrunn 

c) das Bestattungspersonal. 

§ 2 

Friedhofszweck 

Der Friedhof dient insbesondere den verstorbe-
nen Gemeindemitgliedern als würdige Ruhestät-
te und der Pflege ihres Andenkens. 

§ 3 

Bestattungsanspruch 

(1) Auf dem Friedhof werden beigesetzt 

a) die Verstorbenen, die bei ihrem Ableben 
in der Gemeinde ihren Wohnsitz hatten, 

b) die Verstorbenen, die ein Nutzungsrecht 
an einem belegungsfähigen Grab besitzen, und 
ihre Familienangehörigen (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Ziff. 
1 BestV), 

c) die im Gemeindegebiet Verstorbenen 
oder tot Aufgefundenen, wenn eine ordnungsge-
mäße Bestattung anderweitig nicht sichergestellt 
ist, 

d) Tot- und Fehlgeburten im Sinne des Art. 
6 des BestG. 

(2) Die Bestattung anderer als der in Abs. 1 
genannten Personen bedarf auf Antrag der be-
sonderen Erlaubnis der Friedhofsverwaltung im 
Einzelfall. 

§ 4 

Friedhofsverwaltung 

Der Friedhof wird von der Gemeinde verwaltet 
und beaufsichtigt. Der Belegungsplan wird von 
der Gemeinde so geführt, dass jederzeit festge-
stellt werden kann, wann mit wem jedes Grab 
belegt wurde, wer der Grabnutzungsberechtigte 
ist und für welchen Zeitraum das Nutzungsrecht 
erworben wurde. 

§ 5 

Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne 
Grabstätten können im öffentlichen Interesse 
ganz oder teilweise geschlossen oder entwidmet 
werden. Durch die Schließung wird die Möglich-
keit weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; 
durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine 
Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrich-
tung. Besteht die Absicht der Schließung, so 
werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder 
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 wiedererteilt. 

(2) Die Absicht der Schließung, die Schlie-
ßung selbst und die Entwidmung sind jeweils öf-
fentlich bekannt zu machen. 

(3) Die Gemeinde kann die Schließung ver-
fügen, wenn keine Rechte auf Bestattung entge-
genstehen, durch Einigung mit den Grabnut-
zungsberechtigten vorzeitig aufgelöst wurden 
oder zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit aufgehoben worden sind. Die Gemein-
de kann die Entwidmung verfügen, soweit keine 
Rechte auf Bestattung entgegenstehen und alle 
Ruhefristen abgelaufen sind. 

(4) Soweit zur Schließung oder Entwidmung 
Nutzungsrechte im Einvernehmen mit dem Be-
rechtigten abgelöst werden sollen oder aufgeho-
ben worden sind, sind unter ersatzweiser Einräu-
mung entsprechender Rechte auch Umbettungen 
ohne Kosten für den Nutzungsberechtigten mög-
lich. 

(5) Im Übrigen gilt Art. 11 BestG. 

 

II. Ordnungsvorschriften 

§ 6 

Öffnungszeiten 

(1) Der Friedhof ist während der an den Ein-
gängen bekannt gegebenen Zeiten für den Besu-
cherverkehr geöffnet. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann das Betre-
ten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile 
aus besonderem Anlass vorübergehend untersa-
gen oder außerhalb der vorgenannten Öffnungs-
zeiten gestatten. 

§ 7 

Verhalten im Friedhof 

 

(1) Jeder Besucher des Friedhofs hat sich 
ruhig und der Würde des Ortes entsprechend zu 
verhalten. 

(2) Kinder unter 10 Jahren ist das Betreten 
des Friedhofs nur in Begleitung Erwachsener ge-
stattet. 

(3) Der Anordnung des Friedhofspersonals 

haben die Besucher Folge zu leisten. Besuchern 
des Friedhofs ist es insbesondere nicht gestattet, 

a) Tiere mitzubringen, ausgenommen sind 
Blindenhunde, 

b) zu rauchen (ausgenommen in ausgewie-
senen Raucherbereichen) und zu lärmen, 

c) die Wege mit Fahrzeugen und Sportgerä-
ten aller Art zu befahren. Kinderwagen, Rollstühle 
und vergleichbare Hilfsmittel zum Transport von 
Kindern, Kranken und Behinderten sind hiervon 
ausgenommen. 

d) Waren aller Art sowie gewerbliche oder 
sonstige Leistungen anzubieten oder diesbezüg-
lich zu werben, 

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenom-
men Druckschriften, die im Rahmen der Bestat-
tungsfeier notwendig und üblich sind, 

f) Abraum und Abfälle an anderen Orten 
abzulagern, als an den hierfür vorgesehenen 
Plätzen, 

g) Grabhügel, Grabeinfassungen und Grün-
anlagen unberechtigt zu betreten und/oder zu 
beschädigen, 

h) der Würde des Ortes nicht entsprechen-
de Gefäße (z. B. Konservendosen, Plastik- und 
Glasflaschen sowie ähnliche Gegenstände) auf 
Gräbern ohne Erlaubnis aufzustellen oder solche 
Gefäße zwischen den Gräbern aufzubewahren, 

i) an Sonn- und Feiertagen und in der Nä-
he einer Bestattung störende Arbeiten auszufüh-
ren, 

j) Film-, Video- und Fotoaufnahmen von 
Grabstätten und insbesondere Grabmalen zu 
erstellen, zu verwerten und zu verbreiten (z.B. 
Internet), außer zu privaten Zwecken. 

(4) Die Friedhofsverwaltung kann von den 
Verboten auf Antrag Ausnahmen zulassen, so-
weit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der 
Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

(5) Totengedenkfeiern sind der Friedhofsver-
waltung spätestens vier Werktage vorher anzu-
zeigen und bedürfen der Erlaubnis der Friedhofs-
verwaltung. 
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§ 8 

Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof 

(1) Die Gewerbetreibenden und ihre Gehil-
fen haben den Regelungen der Friedhofssatzung 
und den Anweisungen der Friedhofsverwaltung 
Folge zu leisten. Durch gewerbliche Arbeiten 
darf die Würde des Friedhofs nicht beeinträchtigt 
werden; insbesondere ist auf Bestattungsfeier-
lichkeiten Rücksicht zu nehmen. Nach Beendi-
gung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lager-
plätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zu-
stand zu bringen. 

(2) Die Friedhofswege dürfen nur mit Er-
laubnis der Friedhofsverwaltung (Antrag nach § 
7 Abs. 4) mit den für die Ausführung der Arbeiten 
oder für den Transport von Arbeitsmitteln erfor-
derlichen Fahrzeugen befahren werden. Die zu-
lässige Höchstgeschwindigkeit im Friedhofsbe-
reich beträgt Schritttempo. Bei anhaltendem Tau
- oder Regenwetter kann die Friedhofsverwal-
tung das Befahren der Friedhofswege mit Fahr-
zeugen untersagen. 

(3) Die gewerblich Tätigen haften für alle 
Schäden, die sie oder ihre Gehilfen im Zusam-
menhang mit ihrer Tätigkeit in dem Friedhof 
schuldhaft verursachen. 

(4) Die Ausübung gewerbsmäßiger Tätigkeiten 
auf dem Friedhof kann durch die Friedhofs-
verwaltung dauerhaft versagt werden, wenn 
die ordnungsgemäße Ausführung der Arbei-
ten nicht gewährleistet ist oder wenn trotz 
schriftlicher Abmahnung mehrfach gegen die 
Friedhofssatzung oder Anordnung der Fried-
hofsverwaltung verstoßen wird. Bei einem 
schwerwiegenden Verstoß ist eine Abmah-
nung entbehrlich. 

 

III. Grabstätten und Grabmale 

§ 9 

Grabstätten 

(1) Die Grabstätten stehen im Eigentum der 
Gemeinde. An ihnen können Rechte nur nach 
dieser Satzung erworben werden. 

 

(2) Die Anlage der Grabstätten richtet sich 

nach dem Belegungsplan, der bei der Friedhofs-
verwaltung innerhalb der allgemeinen Dienstzei-
ten eingesehen werden kann. 

§ 10 

Grabarten 

(1) Gräber im Sinne dieser Satzung sind 

a) Einzelgrabstätten 

b) Doppelgrabstätten 

c) Kindergrabstätten 

d) Urnenerdgrabstätten 

e) Urnengrabfächer (Urnennischen, Urnen-
stelen) 

f)    Gemeinschaftsgrabanlagen mit einem 
auf die Nutzungsdauer abgeschlossenen Grab-
pflegevertrag 

g) Anonyme Urnenerdgrabstätten 

h) Baumgrabstätten 

(2) Die Lage der einzelnen Grabstätten wird 
durch die Gemeinde bestimmt und richtet sich 
nach dem Belegungsplan. Der Friedhof ist darin 
in Grabfelder aufgeteilt. Die einzelnen Grabstät-
ten sind fortlaufend nummeriert. Bestattungen 
können jeweils nur in den von der Gemeinde 
freigegebenen Grabfeldern oder deren Teilen 
erfolgen. 

(3) In Einzelgrabstätten und Kindergrabstät-
ten kann in einem Einfachgrab ein Verstorbener, 
in einem Tiefgrab können maximal zwei Verstor-
bene mit gleichzeitig laufenden Ruhefristen bei-
gesetzt werden. 

(4) In Doppelgrabstätten können mehrere 
Verstorbene beigesetzt werden. Die Anzahl der 
möglichen Beisetzungen Verstorbener richtet 
sich nach der Lage der Grabstätte. Es wird un-
terschieden in Einfach- und Tiefgräber. Bei ei-
nem Tiefgrab erfolgt die Bestattung übereinan-
der. In einem Einfachgrab beträgt die Zahl der 
maximal zu bestattenden Verstorbenen zwei 
nebeneinander, in einem Tiefgrab höchstens vier 
bei gleichzeitig laufenden Ruhefristen. Auf An-
trag kann die Gemeinde in begründeten Ausnah-
mefällen auch eine Mehrfachgrabstätte verge-
ben, bei der die Zahl der maximal zu bestatten-
den Verstorbenen im Einzelfall festgelegt wird. 
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 (5) Die Zuerkennung, Anlage und die Unter-
haltung von Ehrengrabstätten obliegt der Ge-
meinde. 

§ 11 

Aschenreste und Urnenbeisetzungen 

(1) Aschenreste und Urnen müssen den Vor-
schriften der §§ 17 und 27 BestV entsprechen. 

(2) Urnen können in Urnenerdgrabstätten, 
Urnengrabfächern oder in anonymen Urnengrab-
stätten beigesetzt werden. Urnen für Erdbestat-
tungen müssen aus leicht verrottbarem Material 
bestehen. Bei Aschenresten, die über der Erde 
beigesetzt werden, müssen die Überurnen dauer-
haft und wasserdicht sein, die Aschenkapsel 
muss aus leicht verrottbarem Material bestehen. 

(3) Anonyme Urnengrabstätten sind Grab-
stätten für die Beisetzung von Urnen, die der Rei-
he nach belegt und erst im Todesfall für die Dau-
er der Ruhezeit abgegeben werden. In jedem 
anonymen Urnengrab wird nur eine Urne beige-
setzt, die Urne muss aus leicht verrottbarem Ma-
terial bestehen. Die Abräumung von anonymen 
Urnengräbern nach Ablauf der Ruhezeit wird 
durch die Gemeinde durchgeführt. Die Grabober-
fläche des anonymen Urnengrabes wird durch 
die Gemeinde gestaltet und gepflegt. Grabsteine 
oder sonstige Ausstattungen dürfen auf dem ano-
nymen Urnengrab nicht angebracht werden. 

(4) In einer Urnengrabstätte dürfen die 
Aschenreste mehrerer Verstorbener einer Familie 
(vgl. § 1 Abs. 1 Ziff. 1 BestV) beigesetzt werden. 

(5) Für das Nutzungsrecht an Urnengrab-
stätten gelten die §§ 13 und 14 entsprechend. 

(6) Wird das abgelaufene Nutzungsrecht an 
der Grabstätte, in der die Urne bestattet ist, nicht 
mehr verlängert, ist die Gemeinde berechtigt bei 
Räumung oder Wiederbelegung der Grabstätte, 
an der von ihr bestimmten Stelle des Friedhofs 
(z.B. anonymes Urnengrab) Aschenreste in wür-
diger Weise der Erde zu übergeben und evtl. vor-
handene Urnen dauerhafter und wasserdichter 
Art zu entsorgen. 

 

§ 12  

Größe der Grabstätten 

Für die Einteilung der Grabstätten ist der Bele-
gungsplan maßgebend. Die Gräber werden nach 
den jeweils erforderlichen Ausmaßen ausgeho-
ben. Die einzelnen Grabstätten haben folgende 
Ausmaße, Abstände und Tiefen: 

1. Kindergrabstätten 1,50 m x 0,60 m 
x 1,20 m      

2. Einzelgrabstätten 2,20 m x 0,90 m 
x 1,80 m      

3. Doppelgrabstätten 2,20 m x 2,30 m 
x 1,80 m      

4. Urnengrabstätten 0,80 m x 0.60 m x 0,50 
m      

§ 13 

Rechte an Grabstätten 

(1) An einer belegungsfähigen Grabstätte 
kann ein Nutzungsrecht erworben werden. Das 
Nutzungsrecht wird mindestens auf die Dauer der 
Ruhefrist verliehen, wenn der Erwerb anlässlich 
eines Todesfalles erfolgt. Wird ein Grabnutzungs-
recht unabhängig von einem Todesfall erworben, 
so wird es mindestens für die Ruhefrist zuzüglich 
fünf Jahre verliehen. 

(2) Das Nutzungsrecht an den Grabstätten 
wird nur an einzelne natürliche und volljährige 
Personen nach Entrichtung der Grabnutzungsge-
bühr (siehe Friedhofsgebührensatzung – FGS) 
verliehen, worüber dem Nutzungsberechtigten 
eine Urkunde ausgestellt wird (Graburkunde). 

(3) Das Nutzungsrecht an Grabstätten kann 
gegen erneute Zahlung der entsprechenden 
Grabnutzungsgebühr um weitere 5 bzw. 10 Jahre 
verlängert werden, wenn der Nutzungsberechtig-
te vor Ablauf des Rechtes die Verlängerung bei 
der Friedhofsverwaltung beantragt und der Platz-
bedarf des Friedhofs es zulässt. 

(4) Nach Erlöschen des Nutzungsrechtes 
kann die Gemeinde über die Grabstätten ander-
weitig verfügen. Hierüber werden die bisherigen 
Nutzungsberechtigten, die Angehörigen in gera-
der Linie und die Erben oder die Pfleger des Gra-
bes rechtzeitig von der Gemeinde benachrichtigt. 

(5) In den Fällen, in denen die Ruhefrist der 
zu bestattenden Leichen oder Urnen über die Zeit 
hinausreicht, für die das Recht an einem Grab-
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platz besteht, ist das Nutzungsrecht im Voraus 
für die Dauer der vorgeschriebenen Ruhefristen 
zu erwerben. 

(6) Nach Ablauf der Ruhefrist kann der 
Grabnutzungsberechtigte aus wichtigem Grund 
auf ein darüber hinaus verliehenes Grabnut-
zungsrecht verzichten. Der Verzicht wird erst mit 
schriftlicher Annahme der Verzichtserklärung 
durch den Friedhofsträger wirksam. Eine anteili-
ge Rückerstattung von Grabnutzungsgebühren 
erfolgt nicht. 

(7) Jede Änderung der Anschrift des Nut-
zungsberechtigten ist der Friedhofsverwaltung 
mitzuteilen. 

§ 14 

Übertragung von Nutzungsrechten 

(1) Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten 
kann die Umschreibung eines Grabnutzungs-
rechtes der Ehegatte, der eingetragene Lebens-
partner oder ein Abkömmling beanspruchen, 
wenn der Nutzungsberechtigte zugunsten dieses 
Angehörigen schriftlich auf das Grabnutzungs-
recht verzichtet hat. 

(2) Nach dem Tode des Nutzungsberechtig-
ten kann derjenige die Umschreibung eines lau-
fenden Grabnutzungsrechtes auf seinen Namen 
beanspruchen, dem es vom Nutzungsberechtig-
ten in einer letztwilligen, rechtsgültigen Verfü-
gung zugewendet wurde. Bei einer Verfügung zu 
Gunsten mehrerer Personen hat die erstgenann-
te Person Vorrang. Stirbt der Nutzungsberechtig-
te ohne eine Verfügung hinterlassen zu haben, 
so kann das Nutzungsrecht auf Antrag auf die in 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 BestV genannten bestattungs-
pflichtigen Personen übertragen werden. Einge-
tragene Lebenspartner sind den Ehegatten 
gleichgestellt. Innerhalb der Reihenfolge des § 1 
Abs. 1 Ziff. 1 BestV hat die ältere Person Vor-
recht vor der jüngeren. Haben Vorberechtigte 
innerhalb von sechs Monaten keinen Antrag auf 
Übertragung des Nutzungsrechts gestellt, so 
wird das Nutzungsrecht auf Antrag einer nachbe-
rechtigten Person verliehen. Stimmen alle Vor-
berechtigten zu, so kann das Nutzungsrecht 
auch in begründeten Einzelfällen auf einen dem 
Verstorbenen nahestehenden Dritten (z. B. Le-
bensgefährten oder Stiefkind) übertragen wer-
den. 

(3) Über die Umschreibung erhält der neue 
Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde 
(Graburkunde). 

(4) Der Anspruch auf Übertragung des Nut-
zungsrechts erlischt, wenn alle Berechtigten die 
Übernahme ablehnen oder es kein Berechtigter 
innerhalb eines Jahres seit Beisetzung des ver-
storbenen Nutzungsberechtigten übernimmt. In 
diesem Fall kann die Grabstätte während der 
Ruhefrist zur Betreuung an Personen überlassen 
werden, die zu dem Bestatteten eine persönliche 
Verbindung hatten. 

(5) Bei Grabstätten, an denen nach einer 
Bestattung niemand das Grabnutzungsrecht 
nach Abs. 2 oder das Betreuungsrecht nach 
Abs. 4 Satz 2 übernimmt, sorgt die Friedhofsver-
waltung auf Kosten eines Verpflichteten für die 
Erstanlage (Aufstellen eines mehrfach verwend-
baren Grabmals, Begrünung) und die Pflege der 
Grabstätte während der Ruhefrist. Gegen voll-
ständigen Kostenersatz können Grabnutzungs-
recht und Grabmal erworben werden. 

§ 15 

Pflege und Instandhaltung der Gräber 

(1) Jede Grabstätte ist spätestens drei Mo-
nate nach der Beisetzung bzw. nach der Verlei-
hung des Nutzungsrechtes würdig herzurichten, 
gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand zu 
erhalten. 

(2) Bei allen Grabstätten sind der Nutzungs-
berechtigte oder – sofern dieser verstorben ist – 
die in § 14 Abs. 2 genannten Personen zur ord-
nungsgemäßen Anlage, Pflege und Instandhal-
tung des Grabes verpflichtet. 

(3) Kommt der Nutzungsberechtigte oder 
der sonst Verpflichteten (siehe § 14 Abs. 2) sei-
ner Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Fried-
hofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, 
den ordnungsgemäßen Zustand herzustellen. 
Nach Ablauf der Frist können zur Herbeiführung 
des ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche 
Maßnahmen auf Kosten des Verpflichteten ge-
troffen werden (Ersatzvornahme, § 30). 

(4) Ist der Aufenthalt des Nutzungsberech-
tigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des 
sonst Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine 
befristete öffentliche Aufforderung. Nach Ablauf 

 Bekanntmachungen    
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 dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung berech-
tigt, die Grabstätte auf Kosten eines Verpflichte-
ten gem. Art. 14 Abs. 2 in einen ordnungsgemä-
ßen Zustand zu versetzen oder abzuräumen und 
einzuebnen. 

§ 16 

Gärtnerische Gestaltung der Gräber 

(1) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur 
geeignete Gewächse zu verwenden, welche die 
benachbarten Gräber und Anpflanzungen nicht 
beeinträchtigen. Die Höhe und Form der Grabhü-
gel und die Art ihrer Gestaltung sind dem Ge-
samtbild des Friedhofs, dem besonderen Charak-
ter des Friedhofsteils und der unmittelbaren Um-
gebung anzupassen. 

(2) Anpflanzungen aller Art neben den Grä-
bern werden ausschließlich von der Gemeinde 
ausgeführt. In besonderen Fällen können Aus-
nahmen von der Gemeinde zugelassen werden, 
wenn benachbarte Gräber nicht beeinträchtigt 
werden. 

(3) Das Anpflanzen hochgewachsener Ge-
hölze (Zwergsträucher, strauch- oder baumartige 
Pflanzen, Bäume) auf den Gräbern bedarf der 
Erlaubnis der Gemeinde. 

(4) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschä-
digungslos in die Verfügungsbefugnis der Ge-
meinde über, wenn sie vom Nutzungsberechtig-
ten nach Ablauf der Ruhefrist oder des Nutzungs-
rechts nicht abgeräumt worden sind. Der Schnitt 
und die Beseitigung zu stark wachsender oder 
absterbender Bäume und Sträucher kann ange-
ordnet werden. Wird die notwendige Maßnahme 
nicht innerhalb der hierfür dem Nutzungsberech-
tigten gesetzten Frist durchgeführt, so werden die 
Arbeiten von der Friedhofsverwaltung auf seine 
Kosten durchgeführt (Ersatzvornahme, § 30). 

(5) Verwelkte Blumen und verdorrte Kränze 
sind von den Grabstätten zu entfernen und an 
den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 

§ 17 

Erlaubnisvorbehalt für Grabmale und bauliche 
Anlagen 

(1) Die Errichtung von Grabmalen und sons-
tigen baulichen Anlagen oder deren Änderung 
bedarf – unbeschadet sonstiger Vorschriften – 

der Erlaubnis der Gemeinde. Die Gemeinde ist 
berechtigt, soweit das zur Wahrung der Rechte 
anderer notwendig ist und der Friedhofszweck es 
erfordert, Anordnungen zu treffen, die sich auf 
Einfriedungen, Einfassungen und sonstige bauli-
che Anlagen beziehen. 

(2) Die Erlaubnis ist rechtzeitig vor Anferti-
gung oder Veränderung des Grabmales oder der 
baulichen Anlage bei der Gemeinde durch den 
Grabnutzungsberechtigten zu beantragen, wobei 
die Maße des § 12 zugrunde zu legen sind. Dem 
Antrag ist zweifach beizufügen: 

a) der maßstabsgetreue Grabmalentwurf 
bzw. der maßstabsgetreue Entwurf der baulichen 
Anlage mit Grundriss und Seitenansicht unter 
Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des 
Inhalts, der Form und der Anordnung. 

b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente 
und der Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, 
der Form und der Anordnung. 

(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, 
wenn die Anlage nicht den Vorschriften der §§ 18 
und 19 dieser Satzung entspricht. 

(4) Ohne Erlaubnis aufgestellte Grabmale 
sind nach schriftlicher Aufforderung an den Nut-
zungsberechtigten unter angemessener Fristset-
zung zu entfernen. Ist der Aufenthalt des Nut-
zungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die 
Existenz des sonst Verpflichteten nicht bekannt, 
ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. 
Kommt der Nutzungsberechtigte nicht fristgerecht 
der Aufforderung nach, so ist die Gemeinde be-
rechtigt auf Kosten des Nutzungsberechtigten 
oder sonst Verpflichteten das Grabmal zu entfer-
nen und zu verwerten, wenn es den sicherheits-
rechtlichen Anforderungen nicht genügt oder den 
gestalterischen Merkmalen der §§ 18 und 19 wi-
derspricht (Ersatzvornahme, § 30).  

(5) Die nicht erlaubnispflichtigen provisori-
schen Grabmale sind nur als naturlasierte Holzta-
feln oder -kreuze zulässig und dürfen nicht länger 
als zwei Jahre nach der Beisetzung verwendet 
werden. 

§ 18 

Verbot von Grabsteinen aus ausbeuterischer Kin-
derarbeit 
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Grabsteine und Grabeinfassungen aus Natur-
stein dürfen nur aufgestellt werden, wenn sie 
ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im 
Sinne von Art. 3 des Übereinkommens Nr. 182 
der Internationalen Arbeitsorganisation vom 17. 
Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche 
Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten 
Formen der Kinderarbeit (BGBl. 2001 II S. 1290, 
1291) hergestellt worden sind und hierfür ein 
Nachweis gemäß Art. 9a Abs. 2 BestG in der 
jeweils geltenden Fassung vorgelegt wird. Die 
Herstellung im Sinne dieser Vorschrift umfasst 
sämtliche Bearbeitungsschritte von der Gewin-
nung des Natursteins bis zum Endprodukt. Eines 
Nachweises gemäß Satz 1 bedarf es nicht, wenn 
der Letztver-äußerer glaubhaft macht, dass die 
Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Natur-
stein oder deren Rohmaterial vor dem 1. Sep-
tember 2016 in das Bundesgebiet eingeführt 
wurden. 

§ 19 

Größe von Grabmalen und Einfriedungen 

(1) Die Grabmale dürfen die Breite des Gra-
bes sowie die Höhe von 1,70 m nicht überschrei-
ten. 

(2) Eine Überschreitung ist im Einzelfall zu-
lässig, sofern sie mit den Bestimmungen des § 
19 dieser Satzung und dem Friedhofszweck ver-
einbar ist und die Gemeinde die Erlaubnis erteilt 

§ 20 

Grabgestaltung 

Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müs-
sen dem Friedhofszweck entsprechen; sie müs-
sen so gestaltet sein, dass die Würde des Fried-
hofs als Ruhestätte der Verstorbenen gewahrt 
ist. 

§ 21 

Gründung, Erhaltung und Entfernung von Grab-
malen 

 

(1) Jedes Grabmal muss seiner Größe ent-
sprechend dauerhaft und standsicher gegründet 
werden. Die Fundamente sind nach den neues-
ten Bestimmungen und den anerkannten Regeln 
der Baukunst durch fachkundige Firmen zu set-
zen. Maßgeblich für die bei der Errichtung und 

der Standsicherheitsprüfung der Grabmale gel-
tenden anerkannten Regeln der Baukunst ist die 
„Richtlinie für die Erstellung und Prüfung von 
Grabmalanlagen des Bundesverbandes Deut-
scher Steinmetze (BIV-Richtlinie)“ in ihrer jeweils 
geltenden Fassung. 

(2) Der Grabnutzungsberechtigte hat das 
Grabmal in einem ordnungsgemäßen, sicheren 
Zustand zu erhalten. Er ist für Schäden verant-
wortlich, die insbesondere durch Umfallen des 
Grabmales oder Abstürzen von Teilen desselben 
verursacht werden. Grabmale, die sich nicht in 
einem ordnungsgemäßen Zustand befinden, 
können nach vorangegangener schriftlicher Auf-
forderung auf Kosten des Nutzungsberechtigten 
oder der in § 14 Abs. 2 genannten Personen 
instandgesetzt oder entfernt werden, wenn die 
Wiederherstellung verweigert oder innerhalb der 
gesetzten Frist nicht durchgeführt wird 
(Ersatzvornahme, § 30). Kann aufgrund der akut 
drohenden Gefahr durch ein nicht standsicheres 
Grabmal eine schriftliche Aufforderung an den 
Nutzungsberechtigten zur Wiederherstellung der 
Standsicherheit unter Fristsetzung nicht abge-
wartet werden, ist der Friedhofsträger berechtigt, 
die Gefahrenstelle abzusperren, das Grabmal 
provisorisch zu sichern oder umzulegen. 

(3) Der Nutzungsberechtigte und die in sei-
nem Auftrag handelnden Personen haften für 
jede durch die Errichtung von Grabmalen und 
baulichen Anlagen entstehenden Beschädigun-
gen der Grab- und Friedhofsanlagen. 

(4) Grabmale und bauliche Anlagen (§ 17 
und § 18) dürfen vor Ablauf der Ruhefrist oder 
des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Erlaubnis 
der Gemeinde entfernt werden. 

(5) Nach Ablauf der Ruhezeit und des Nut-
zungsrechts sind die Grabmale nach einer ent-
sprechenden Aufforderung der Gemeinde durch 
den vorher Nutzungsberechtigten oder den nach 
§ 14 Abs. 2 Verpflichteten innerhalb von 3 Mona-
ten zu entfernen. Die Grabstätten sind einzueb-
nen. Kommt der Nutzungsberechtigte oder der 
sonst Verpflichtete seiner Verpflichtung nicht 
nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter 
erneuter Fristsetzung auffordern, den ordnungs-
gemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der 
Frist können zur Herbeiführung des ordnungsge-
mäßen Zustandes erforderliche Maßnahmen auf 

 Bekanntmachungen    
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 Kosten des vormals Nutzungsberechtigten oder 
sonst Verpflichteten getroffen werden 
(Ersatzvornahme, § 30). Ist der Aufenthalt des 
Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. 
die Existenz des sonst Verpflichteten nicht be-
kannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforde-
rung. Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofs-
verwaltung berechtigt, die Grabstätte auf Kosten 
des Nutzungsberechtigten oder eines Verpflichte-
ten abzuräumen und einzuebnen. Grabmale, Ein-
friedungen und sonstiger Grabschmuck gehen 
infolge der Eigentumsaufgabe durch den vormals 
Nutzungsberechtigten in das Eigentum des Fried-
hofsträgers über. 

(6) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle 
Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die 
als besondere Eigenart des Friedhofs aus frühe-
ren Zeiten gelten, unterstehen dem besonderen 
Schutz der Gemeinde. Die Entfernung oder Än-
derung solcher Anlagen auch nach Ablauf der 
Ruhefrist und des Grabnutzungsrechts bedarf der 
besonderen Erlaubnis der Gemeinde. 

IV. Bestattungsvorschriften 

§ 22 

Leichenhaus 

(1) Die Leichenhäuser dienen der Aufbewah-
rung der Leichen, bis sie bestattet oder überführt 
werden und zur Aufbewahrung von Aschenresten 
feuerbestatteter Verstorbener bis zur Beisetzung 
im Friedhof. Es darf nur mit Erlaubnis der Fried-
hofsverwaltung und in Begleitung eines Vertre-
ters des Friedhofspersonals betreten werden. 

(2) Die Verstorbenen werden in den Lei-
chenhäusern aufgebahrt. Sofern keine gesund-
heitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken be-
stehen, können die Hinterbliebenen die Verstor-
benen während der festgesetzten Zeiten sehen. 
Die Bestattungspflichtigen (§ 15 BestV) entschei-
den, ob die Aufbahrung im offenen oder ge-
schlossenen Sarg erfolgt. Wird darüber keine 
Bestimmung getroffen, bleibt der Sarg geschlos-
sen. Dies gilt auch bei entsprechender Anord-
nung des Amts- oder Leichenschauarztes. Lei-
chen von Personen, die bei Eintritt des Todes an 
einer übertragbaren Krankheit im Sinne des Bun-
desseuchengesetzes erkrankt waren, werden in 
einem gesonderten Raum untergebracht. Der 
Zutritt zu diesem Raum und die Besichtigung der 

Leichen bedürfen der vorherigen Erlaubnis des 
Amtsarztes. 

(3) Für die Beschaffenheit von Särgen, 
Sargausstattungen und für die Bekleidung von 
Leichen gelten die Vorschriften des § 30 BestV. 

§ 23 

Leichenhausbenutzungszwang 

(1) Jede Leiche ist spätestens 24 Stunden 
vor der Bestattung in das gemeindliche Leichen-
haus zu verbringen. 

(2) Dies gilt nicht, wenn 

a) der Tod in einer Anstalt (z. B. Kranken-
haus, Klinik, Alten- bzw. Pflegeheim u. a.) einge-
treten ist und dort ein geeigneter Raum für die 
Aufbewahrung der Leiche vorhanden ist, 

b) die Leiche zum Zwecke der Überführung 
an einen auswärtigen Bestattungsort zur früheren 
Einsargung freigegeben und innerhalb einer Frist 
von 24 Stunden überführt wird, 

c) die Leiche in einem privaten Krematori-
um verbrannt werden soll und sichergestellt ist, 
dass die Voraussetzungen des § 17 BestV vom 
Träger der Bestattungsanlage geprüft werden. 

§ 24 

Leichentransport 

Zur Beförderung von Leichen im Gemeindegebiet 
sind Leichenwagen zu benutzen. Die Beförde-
rung der Leichen hat durch ein geeignetes Be-
stattungsunternehmen zu erfolgen. 

§ 25 

Leichenbesorgung 

Reinigen, Ankleiden und Einsargen der Leichen 
hat durch einen geeigneten Bestatter zu erfolgen. 

 

 

§ 26 

Friedhofs- und Bestattungspersonal 

(1) Die im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Bestattung stehenden Verrichtungen auf dem 
gemeindlichen Friedhof werden von der Gemein-
de hoheitlich ausgeführt, insbesondere 
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a) das Ausheben und Verfüllen des Gra-
bes, 

b) das Versenken des Sarges  

c) die Beisetzung von Urnen, 

d) die Überführung des Sarges/der Urne 
von der Halle zur Grabstätte einschließlich der 
Stellung der Träger, 

e) die Ausgrabung und Umbettung 
(Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie 
Urnen) einschließlich notwendiger Umsargun-
gen, 

f) das Ausschmücken des Aufbahrungs-
raums und der Aussegnungshalle 
(Grundausstattung mit Trauerschmuck). 

Die Gemeinde kann mit der Durchführung der 
hoheitlichen Tätigkeiten ein Bestattungsunter-
nehmen als Erfüllungsgehilfen beauftragen.  

(2) Auf Antrag kann die Gemeinde von der 
Inanspruchnahme des Trägerpersonals nach 
Abs. 1d) und der Ausschmückung nach Abs. 1f) 
befreien. 

§ 27 

Bestattung 

Bestattung im Sinne dieser Satzung ist die Erd-
bestattung von Leichen oder Leichenteilen sowie 
die Beisetzung von Aschenurnen unter der Erde 
bzw. in Urnenfächern und Grabkammern. Die 
Bestattung ist durchgeführt, wenn das Grab ver-
füllt oder das Urnenfach/die Grabkammer ge-
schlossen ist. 

§ 28 

Anzeigepflicht und Bestattungszeitpunkt 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach 
Eintritt des Todes der Gemeinde anzuzeigen; die 
erforderlichen Unterlagen sind vorzulegen. 

(2) Den Zeitpunkt der Bestattung setzt die 
Gemeinde im Benehmen mit den Hinterbliebe-
nen, dem Bestattungsunternehmen und ggf. mit 
dem zuständigen Pfarramt fest. 

§ 29 

Ruhefrist 

Die Ruhefrist für Leichen und Aschereste 
Verstorbener wird auf 10 Jahre festgelegt. Die 

Ruhefrist beginnt am Tag der Bestattung. 

§ 30 

Exhumierung und Umbettung 

(1) Die Exhumierung und Umbettung von 
Leichen und Urnen bedarf unbeschadet sonsti-
ger gesetzlicher Vorschriften der vorherigen Er-
laubnis der Gemeinde. 

(2) Soweit Exhumierungen von Leichen 
nicht vom Gericht oder einer Behörde angeord-
net werden, sollen sie nur in den Monaten Okto-
ber bis März und zwar außerhalb der Besuchs-
zeiten erfolgen. 

(3) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf 
es eines Antrages des Grabnutzungsberechtig-
ten. 

(4) Angehörige und Zuschauer dürfen der 
Exhumierung bzw. Umbettung nicht beiwohnen. 

(5) Im Übrigen gilt § 21 BestV. 

 

V. Schlussbestimmungen 

 

§ 31 

Ersatzvornahme 

(1) Der Friedhofsträger kann zur Erfüllung 
der nach dieser Satzung bestehenden Verpflich-
tungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
Diesen Anordnungen ist unverzüglich Folge zu 
leisten. 

(2) Werden die in dieser Satzung festgeleg-
ten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt, 
kann die Gemeinde die Handlung auf Kosten 
des Pflichtigen vornehmen oder vornehmen las-
sen. Die Ersatzvornahme ist vorher schriftlich 
anzudrohen. Dabei ist eine angemessene Frist 
zu setzen. Ist der Aufenthaltsort des Pflichtigen 
nicht mehr zu ermitteln, so ersetzt die öffentliche 
Bekanntmachung die an den Pflichtigen adres-
sierte schriftliche Androhung. Einer vorherigen 
Androhung und einer Fristsetzung bedarf es 
nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist und 
die Ersatzvornahme zur Abwehr einer drohen-
den Gefahr notwendig ist. 

§ 32 

 Bekanntmachungen    
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  Haftungsausschluss 

Die Gemeinde übernimmt für die Beschädigungen, 
die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der 
Friedhofsanlagen entstehen und für Schäden, die 
durch Beauftragte dritter Personen verursacht wer-
den, keine Haftung. 

§ 33 

Zuwiderhandlungen 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO i. V. mit § 17 OwiG 
kann mit Geldbuße von mindestens 5,–Euro und 
höchstens 1000,– Euro belegt werden wer: 

a) den Vorschriften über den Benutzungs-
zwang zuwiderhandelt, 

b) die erforderliche Erlaubnis der Gemeinde 
nicht einholt, 

c) die erstmalige Anlage, Pflege und Instand-
haltung der Grabstätten nach den §§ 15 bis 20 
nicht satzungsgemäß vornimmt, 

d) sich entgegen den Bestimmungen dieser 
Satzung nicht ruhig und der Würde des Ortes ent-
sprechend verhält  

e) oder die festgelegten Verbote missachtet. 

§ 34 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt eine Woche nach Bekanntma-
chung in Kraft. 

  

Gemeinde Gauting 

 

Ausgefertigt: 

Gauting, den 05.02.2019 

 

 

Dr. Brigitte Kössinger  
Erste Bürgermeisterin 
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Neue Jugendvertretung bei der 
Gautinger Feuerwehr  

Zum Jugendsprecher wurde der bisherige Ju-
gendschriftführer Christopher-Storm Kaluza 
gekürt. Sein Stellvertreter ist Maximilian März. 
Daniel Probst wurde als Jugendkassier bestä-
tigt, neuer Jugendschriftführer ist Anton Jetter. 
Als Kassenprüfer stehen Stefanie Elsnitz und 
Stefanie Stanje zur Verfügung.  

Der bisherige Jugendsprecher Bernhard 
Krenn trat nicht mehr zur Wahl an. In seinem 
Tätigkeitsbericht gab er einen Rückblick als 
vollständiges Mitglied der Vorstandschaft und 
die im vergangenen Jahr durchgeführten Ver-

anstaltungen der Jugendfeuerwehr. Mit den bei den Jugendlichen sehr gut angenommenen Jugend-
wachtag, der Jugendfahrt nach Kastl in der Oberpfalz, Präsentation und Traglklettern an den Markt-
sonntagen und der Christbaumaktion war es wieder ein sehr ereignisreiches Jahr. Auch an die Reno-
vierung des Jugendraumes machten sich die Jugendlichen und gestalteten einen schönen Freizeit-
raum. Über die Finanzen der Jugendkasse gab Daniel Probst in seinem Kassenbericht über die von 
ihm verwaltete Barkasse Auskunft.  

Kreisbrandmeister und stellvertretender Vorstand Bernhard Spazierer bedankte sich bei den gewähl-
ten Jugendlichen für die Übernahme der Ämter. „Es ist schön zu wissen, dass unsere jungen Mitglie-
der so engagiert sind. Im Namen der Vorstandschaft gratuliere ich den Gewählten zu ihrer neuen Auf-
gabe und freue mich auf die Zusammenarbeit, so Spazierer.  

 Termine / Infos    
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eBooks, eAudio, eMagazines rund um die Uhr 
ausleihen – www.digibobb.de 

Sie möchten außerhalb unserer Öffnungszeiten 
Medien ausleihen? Nutzen Sie unsere eMedien-
Ausleihe unter www.digibobb.de 

 
 
Vorlesestunde 'Unsere Welt ist bunt' – Ge-
schichten zum Kennenlernen der deutschen 
Sprache  

Freitag, 08. Februar 2019, 15:00 Uhr 

Diese Vorlesestunde wendet sich an Kinder mit 
Migrationshintergrund und soll ihnen einen bes-
seren Zugang zu Büchern und zur Kultur in ihrer 
"neuen" Heimat ermöglichen. Für Kinder ab 5 
Jahren, Eintritt frei. 

 
Vorlesestunde für Kinder ab 4 Jahren 

Mittwoch, 13. Februar 2019, 15:30 Uhr 

"Herr Hase und Frau Bär" von Christa Kempter 

 

Frau Bär mag es gemütlich. Sie isst fürs Leben 
gerne Honigbrote und hinterlässt mit ihren großen 
Tatzen auch hier und da mal ein paar klebrige 
Spuren. Sehr zum Missfallen von Herrn Hase. 
Denn Herr Hase ist ausgesprochen ordentlich. 
Kann eine solche Hausgemeinschaft gut gehen? 
Gelesen von Frau Johanna Ströbele für Kinder ab 
4 Jahren, Eintritt frei 

 
 

 

 

 

 

 

Spieleabend für Erwachsene in der Gemeinde-
bücherei 

Donnerstag, 14. Februar 2019, 19:30 Uhr bis 
22:00 Uhr 

Sie haben Lust mit anderen zusammen altbe-
kannte Gesellschaftsspiele zu spielen oder auch 
neue kennenzulernen? Beim Spieleabend in der 
Gemeindebücherei haben Sie die Möglichkeit 
dazu. Anmeldung erbeten unter 089/89337 132, 
Eintritt frei 

 
 
Alle Veranstaltungen finden Sie auch auf unserer 
Internetseite www.gauting.de/buecherei 

 
 

Termine / Infos 
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